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Nacheschlagewerk: Ja
Amtliche Sammlung: nein

BGB §§ 16%, 518 Abs. 2

Die Einigung iiber den Eigentumsiibergang an einer beweglichen
Sache gzu einem kiinftigen Zeitpunkt kann eine Bewirkung der
Leistung darstellen.

BGB §¢ 163, 929

.Haten sich die Beteiligten tliber den Eigentumslitergang an einer
beweglichen Sache filr einen kiinftigen, niher festgelegten
Zeitpunkt geeinigt, so hindert den Eigentumswechsel weder

ein Besitzverlust des Erwerbers noch eine gpdtere Erklédrung
des Ver#duBerers, daB er das Elgentum nun nicht mehr ilibertra-
gen wolle.

BGH, Urt. v. 11. Jun1 1960 ~ V ZR 200/58 ~ OLG Celle
1G Gottingen
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Verkiindet
am 11. Juni 1960
Symalla, Justizhauptsekretir
als Urkundsteamter
der Geschidftsstelle

Im Namen d es Volkes

In dem Rechtsstreit

Ernst-sugust P zur L@ED in oGS, s@» . Haus
)

KlHger, Berufungskldger und Revisionskléger,

~ ProzeBbevollmichtigter: Rechtsanwalt Dr. (NS -
gegen
das Lend Niedersachsen, vertreten duich den leiter des Staat-

lichen Archivlagers in GO,

Beklagten, Berufungsteklagten und Revisionsteklagten,

- Prozefibevollmichtigter: Rechtsanwalt Prof. Dr. (D -

hat der V. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die miindliche
Verhandlung vom 11. Juni 1960 unter Mitwirkung des Senatspr&é
eidenten Dr. Tasche sowie der Bundesrichter Dr. Augustin, .
- Dr. Freitag, Dr. Mattern und Offterdinger

fir Recht erkannt:

‘

Die Revision gegen das Urteil des 10. Zivilsenats
des Oberlandesgerichts in Celle vom 29. Mai 1958 wird
auf kosten des Klégers zuriickgewiesen.,

Von Rechts wegen



Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

Tetbestand:

A U S o= —

Die Landesherren (GroBherzdge) von Mecklenburg-Strelitz
filhrten im 18{ und 19. Jahrhundert einen umfangreichen Brief-
wecheel mit deutschen und auBerdeutschen XOnigen und Flirsten,
Staatsméinnern, Gelehrten, Kiinstlern und Generalen. Die Schrift-
atlicke wurden als Hausarchiv im GroBherzoglichen SchloB in
Strelitz bis Ende 1918 und alsdann im staatlichen Archiv in
Strelitz aufbewahrt. Nach der Vereinigung der bveiden I#nder
Mecklenburg-Schwerin und Mecklenburg-Strelitz (1934) wurde das
- Hausarchiv (etwa 14 000 Briefe enthaltend) nach Schwerin in
dae dortige Staatsarchiv und wihrend des letzten Krieges in
cin Bergwerk tei Grasleben Uberfithrt, wo es die Britische
Besntzungsmacht auffand. Diese lUbergadb 1952 die Samﬁlung dem
bteklagten Tand; sie ist derzeit im Archivlager in G8ttingen
untergetracht.

Um diese Briefsammlung, die namentlich fiir die histo-
rische Forschung von tedeutendem Wert ist, geht der Streit
der Parteien.

Der Kldger nimmt das Eigentum caran filr sich in Anspruch.
Seine Mutter war eine“ﬁbhwester des letzten regierenden GroB-
herzogs von Mecklenturg-Strelit®, Adolf Friedrich VI. Dieser
war am 23%. Februar 1918 freiwillig aus dem Leben geschieden;
er war nicht verheiratet. Der nichste und einzige noch lebende
- Agnat der Strelitzséhen Lihie; Herzog Carl Michael, damals
russischer Geheral, verzichtete mit Schreiben vom 28. August
1918 auf das Thronfolgerecht, btehielt sich ater seine persidn-
lichen Vermbgensrechte als Agnat des Hauses vor. Dieses Schrei-
ten kam crst nach der Revolution von 1918 in Strelitz an. In
der Folgezeit setzte sich der neugetildete Freistaat Mecklen-
burg-Strelitz mit Herzog Carl Mickkael sowie mit den weiblichen
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Hitgliedern des Hauses, ndmlich der Mutter des letzten GrofR-
herzogs, Elisabketh, sowie dessen teiden Schwestern Jutta und
¥arie (Mutter des Kliigers) auseinander (die GroBherzogin und
deren teiden TYchter werden in Zukunft die "Hohen Erbinnen®
gensnnt). In einem Vertrag vom 6. Jenuar 1921 verzichtete

Carl Michael gegen Zahlung einer Abfindungssumme auf alle ihm
zugtehenden Anspriiche auf dem Gebiete des Gffentlichen und

dea privaten Rechtes und iibertrug die auf dem Gebiete des
Privatrechtes liégenden-Anaprﬁche auf Nutzung des "blinden
Bausschatzes®, auf den Thronschatz und auf den iibrigen Nach-
lal des letzten Landesherrn auf den Freistaat. Mit den drei
"Hohen Erbtinnen" wurde in den Vertrdgen vom 13. Dezember 1918,
1. ¥irz 1919, 3. September und 9. Dezember_1921 der sogenannte
Fiirstenausgleich festgelégt; in dem letzten Vertrag wurde hin-
sichtlich"des Pamilienmuseums und der dazu gehdrenden Brief-
sammlung (Hausarchiv)" gine'besondere Vereinbarung in Aussicht
genommen. Sie wurde im Vertrag vom 18. April 1928 schriftlich
zwischen dem Freistaat Mecklenburg-Strelitz und den drei
"Hohen Ertinnen" getroffenﬁﬁnd hat folgenden Wortlaut:

"Die Aufpdcht iiter die dem GroBherzoglichen Hause ge-
horende Briefsammlung (Hausarchiv) wird dem Direktor
des Mecklenburg-Strelitzschen Landesarchivs unter nach-
stehenden Bedingungen ilibertragen.

1. Das Eigentumsrecht der obengenannten Erbinnen des -
GroBherzogs Adolf Priedrich VI. an den Gegenstéin-
den des Hausarchivs bleibt unterihrt.

2. Die Briefsammlung (Hausarchiv) ist dem Landes- (Haupt-)
Archiv als streng gesondert gehaltener, selbstindiger
Bestand und unter Wahrung des hdchsten Eigentumsrechts
anzugliedern.

Einsichtsnahme in die Briefe wird nur ernsthaften und
vertrauenswiirdigen Forschern bei bestimmt zu bezeich-
nenden wissenschaftlichen Zwecken und nur nach einge-
holter schriftlicher Genehmigung gewdhrt. Etwa ent-
stehende Ausarbeitungen sind vor deren Verdffentlichung
zum Zwecke @er Einverstindniserklidrung vorzulegen.



Entsprechende Antrige werden an eine mit Vollmacht von
den Hohen Erbtinnen ausgestattete Personlichkeit, die
moglichst in Neu-Strelitz wohnen soll und dem Archiv-
direktor namhaft zu machen ist, weitergeleitet.

Den Hohen Erbinnen bzw. ihren Vertretern bleibt person-
liche Einsichtnahme in die Briefsammlung Jjederzeit
untenommen. Sie behalten sich das Recht vor, inner-
halb zweéier Jahre nach AbschluB dieses Vertrages
einzelne Stiicke von ausschliefilich Familieninteresse,
mit Wirkung, daB dieselben aus dem Hausarchiv ausge-
gchieden werden, fiir sich zuriickzufordern. :

Hach dem Atleben der Ietztilberlebenden der Hohen Erbinnen
geht die Briefsammlung (Hausarchiv) in das Eigentum des
Staates liber, um als bleitendes Denkmal des GroBherzog-
lichen Hauses unter sachgemiéBler Aufsicht und Pflege dem
Lande Mecklenburg—stre11tz unverkiirzt und dauwernd erhal-
ten zu bleiben. Dabei sei ausdriicklich festgesetzt, daB
dies¢ GroBherzogliche Sammlung unter keinen Umstanden
aus dem Gebiete des jetzigen Mecklenburg-Strelitzschen
Staates instesondere auch nicht in -dem Falle, dall der
Mecklenburg-Strelitzache Staat als selbstindiges Staats-
wesen zu bestehen aufhdren sollte, entfernt und dag der
Bestand unter keinen Umstinden vermindert werden darf.

Fir den Fall, daB der Mecklenburg-strelitzsche Staat
als selbstiindiger Staat zu testehen aufhdren sollte,
geht das Elgentumsrecht an der . Sammlung auf die Stadt
Neu-Strelite iiber, welche dieselbe in der unter 4 er-
widhnten Jelse zu verwalten hat. - :

Unterm 27. Dezember 1945 wurde der Vertrag dahin abge-

andert daB die ziffer 5 gestrichen wurde und Ziffer 4 folgen-
den Wortlaut erhlelt-’

4.

Nach Ableben der Letztuberlebenden der Hohen Erbinnen
geht die Briefsammlung (Hausarchiv) in das Eigentum des

-Staates iiter, um als bleibendes Denkmal des GroBherzog-

lichen Hauses unter sachgemdBer Aufsicht und Pflege dem
Lande Mecklenburg unverkilirzt und dauvernd erhalten zu
bleiben. Dabei sei ausdriicklich festgesetzt, daB der

. Bestand unter keinen Umstdnden vermindert werden darf.

LY



Die GroBherzogin Elisabeth start am 20. Juli 1933, ihre
Tochter Jutta am 17. Februar 1946 und die Mutter des Klédgers
am 14. Oktober 1048,

Der Kliger behauptet, das Hausarchiv habe als Privat-
eigentum des letzten GroBherzogse Adolf Friedrich VI. zu
dessen Nachlaf gehort; dessen gesetzliche Erben seien die
dfei "Hohen Erbinnen" gewésen° Im Wege des Erbganges habe seine
Mutter von ihrer Mutter und Schwester das Hausarchiv erworben.
Sie hate ee ihm (Xl#iger) vererbt; der Testamentsvollstrecker
iber den NachlaR seiner_Mutter habe das Hausarchiv zugunsten
des Klidgers aus dem NachleBvermigen entlassen. Der Vertrag
vom 18. April 1928 sei nicht wirkeam géworden; die aufschieben-
de Bedingung sei nicht eingetreten; lberdies sei er formnichtig
(8§ 518, 2274, 2276 BGB).

Def Kldger hat zuletzt beantragt, den Beklagten zur
Herausgabe der Briefsammlung (Hausarchiv) zu verurteilen.

_ Das boklagte Iand hat um Klageabweisung gebeten. Es be-
 gzeichnet sich als treuen~5adhwalter, der keinerlei Anspriiche
auf dos Heusarchiv mache; es kbnne ater, um Schadensersatu-—
anspriiche zu vermeiden, nur dem Eigentiimer des Archivs die
Briefsammlun; hopnusgeben. Das sei der Kldger nicht. Das
‘teklagte Land bestreitet, daf auf den Klédger die Rechte der
drei "Hohen Erbinnen" im Wege des Erbganges iibtergegangen

seien. Jedenfalls sei das Eigentum der "Hohen Ertinnen"
aufgrund des Vertrages vom 18. April 1928 untergegangen. liter-
dies handle ee sich nicht um Privateigentum des letzten Landes-
herrn; das Hausarchiv sei auf den Thronfolger iitergegangcer, daher
auch auf den letzten Agnaten, den Herzog Carl Michael, dieser



hate im Vertrag vom 6. Januar 1921 auf alle Rechte zugun-
sten des Landes Mecklenburg-Strelitz verzichtet.

Das Landgericht hat die Klage abgewiesen. In der Be-
rufungsinstanz hat der Kliéger sein Begehren auch auf die
Vorschrift des § 1007 BGB gestiitzt und behauptet, die Grund-
lagen des Vertrages vom 18. April 1928 seien weggefallen, weil
sich der Nachfolgestaat Mecklenburg-Strelitz an die Auflage,
die Briefsammlung als bleibendes Denkmal des GroBherzoglichen
Hauses zu bewahren und dauernd zu erhalten, nicht gebunden
halte. Die Berufung des Klédgers hatte keinen Erfolg.

Mit der Revision verfolgt der Kliger seinen Klageantrag
weiter, das beklagte Land bittet um Zuriickweisung der Revi-
sion. ‘

Ente¢hgidungsgrﬁnde:

———— o . o A T~ T T Ao 2009 0000 S o

I.

Das Berufungsgerichf 148t dahingestellt, ob die letzt-
willigen Verfiigungen der GrdBmutter, Tante und Mutter des
Klégers sowie die Erklidrung des Testamentsvollstreckers
seiner Mutter ausreichen, um den Utergang der vom Klkger
" beanspruchten Rechte auf ihn darzutun; es 1lHBt im beson-
deren offen, ob die Mutter mit dem Vermichtnis des "PFami-
lienmuseums" an den Kl&gér’das hier streitige Hausarchiv
gemeint habe. Pur das Revisionsverfahren muB daher davon
ausgegangen werden, daBl das Herausgabebégehren des Kligers
jedenfalls nicht an diesen Punkten scheitern kann.



Das Berufungsgericht untersucht sodann, was den Klage-
grund des Eigentums anlangt, ob die Rechtsvorginger des
¥KlHdgers das Ligentum an dem Hausarchiv im Erbgang oder etwa
durch rechtsgeschidftliche {itertragung unter Letenden erwor-
ten haten. Soweit es dabei ausfilhrt, Staatsgut, also Vermd-
gen, das den Staat gehtrte, vom Landesherrn nur verwaltet
wurde, sei das Heusarchiv nicht gewesen, weil es Staatesgut
in Mecklenburg-Strelitz erst ab November 1918 gebe, hat die
Revision Bedenken nicht angemeldet. Sie wendet sich auch
nicht gegen die Auffassung des Berufungsgerichts, die Brief-
sammlung gel nicht ein besonderes Hausgut AL S

des Mecklenburgischen Gesamthauses
oder des Strelitzschen Hauses gewesen; denn eine dahin gehen-
de hausgesetzliche Anor@nung sei nicht feststellbar. Eben-
sowenig sei aber auch ein einfaches Pamilien-FideikommiB-
vermbgen in Gestalt des Hausarchivs, getrennt vom Domidnen-—
vermbgen, nachweisbar.

Das Berufungsgericht kommt auf Grund seiner weiteren
dberlenungen schlieBlich zu der Auffaseung, das Hausarchiv
sei wie das Domﬁnenverma;en (Domanium) Hausvermbgen gewe-
sen. Es sei 1918 gufgrund der beqonderen Natur des beschrdnk-
ten, einen hestlmmten weck geW1dmeten Eigentumsrechtes von
Rechts wegen auf den neuen Inhaber der Regierungsgewalt,
den Frelstaat decklenburg-strelltz.ubergegangen. Das Beru-
fungsgericht schlieBt dies daraus, daB die Briefe an den
Landesherrn des Gﬁoﬁheergtums Mecklenturg-Strelitz nur des-
halb gekommen seien, weil er als Landesherr titig gewesen
gei; fir die Fihrung der Regierungsgeschifte seien diese
Briefe von btesonderem Interesse gewesen. Tatsdchlich senen
die Briefe auch stets suf den Thronfolger ubergegangen und
im SchloB von Strelitz sufbewahrt und nie auf verschiedene
Familienmitglieder aufgeteilt worden. Ziehe man diese



Folgerung ater nicht, dann miisse davon ausgegangen werden,
dafi Erte des Domidnenvermdgens Herzog Carl Michael als
Thronfolger geworden und auch nach der Staatsumwdlzung
Inhater dieses Vermtgens geblieken sei. Fir die Rechts-
vorginger des Kligers seien insoweit weder durch die
Staatsumwiilzung noch durch den Vertrag vom 6. Januar 1921
zwischen Hergzog Carl Michael und dem Freistaat Mecklenbturg-
Strelitz irgendwelche Rechte begriindet worden.

Die Revision riigt hierzu, es sei nicht untedenklich,
allein aus der Natur und der Bedeutung der zur Sammlung
gehdrenden Briefe auf aeren Zugehorigkeit zu einer bestimm-
ten Vermbgensmasse (Domdnenvermdgen) zu schlieBlen. In die-
sem Zusammenhang hdtten auch die Art der Aufrewahrung der
Semmlung sowie das Vorhandensein weiterer Archive (Haupt-
archiv und Geheimes Archiv) und deren Bedeutung fiir die
Frage beachtet werden miissen, ob nicht das Hausarchiv als
Privateigentum des jeweils regierenden Piirsten anzusehen
aei. '

Das Berufungsgericht geht selbet davon aus, daBl das

. Domanialvermdgen (Sfammgﬁf) ein unbewegliches Vermﬁgen war;
gseine Natur teilten soléhe”Sachen, welche in besonderer
Beziehung zu ihm standen, wf% das ngenannte Zukehtr: Haus-
rat, Hauseinrichtung, Silbergeschirr etc. (vgl. Kohler,
Handbuch. des Deutschen Privatfiirstenrechts, 1832 S. 206). Er-
wart der Landesfiirst eigenes bewegliches Vermbgen, so konnte
.er dariiber verfiigen, insbesondere auch durch Testament,

es aker auch dem Hausvermdgen zugehdrend erkldren (daB eine
solche Anordnung von einem der‘GroBherzﬁge von Mecklen-
turg-Strelitz getroffen wbrden ist, ist nicht tehauptet
worden). Nach vielen Hausgesetzen des Hohen Adels trat aller-
dings nach éem Tode des Erwerbers das erwortene Gut in die



Erbtfolge seiner Pamilie ein, es nahm die Eigenschaft eines
Haugsvermdgens an (Kohler aa0 S. 240; Lade, Staatsverfassung,
Furstenrecht und Hausverm¥gen S. 99; Rehm, Modernes Fiirsten-
recht 1904 S. 339 II A). Das fir das GroBherzoglich Meck-
lenturg-Schwerinsche Haus geltende Hausgesetz vom 23. Juni
1821, das in § 7 eine Regelung dieser Frage traf, galt

ater nicht fiir das Yecklenburg-Strelitzsche Haus (Schulze,
Dic Hausgesetze der regierenden Deutschen Filirstenhiuser
1878‘Band 2 S. 203, 243). Den Anordnungen in den Testamenten
der Grofherzdge vom 25. Juni 1814, 26, Juli 1828 und 4. August
1850 hat das Berufungsgericht den Charakter einer hausge-
setzlichen Anordnung in diesem Sinne abtgesprochen. Hinsicht-
lich des sogenannten Schatullgutes, ndmlich des privaten
Vermdgens des Landesherrn von Mecklenburg-Strelité, galt

dag allgemeine biirgerliche Recht, Erbfolge trat nach dem
birgerlichen Recht ein (vgl. Rehm, Die juristische Person
der standesherrlichen Familie, 1911, S. 33; Eshlau, Meck-
lenburgisches Landesrecht 1880 Band 3 S. 45; Bﬁsing, Hand -
buch des 6ffentlichen Rechtes der Gegenwart 1884 Band 3

S. 51)

Die vom Berufungsgericht getroffenen Feststellungen
schlleﬁen mithin nicht d1e Mogllchkelt aus, daB ‘das Haus-
archiv Privateigentum des 1etzten regierenden landesherrn,
.des GroBherzogs Adolf Friedrich VI. war und daRl die drei
"Hohen Erbinnen" als gesetzliche Erbinnen des letzten Lan-
desherrn dicses Privatvermdgen geertt haben. Einer ab-
schlielenden Beurteilung bedarf es jedoch nicht, weil auch
vom Boden dieser mﬁglichen Fallgestaltung aus die Klage vom
Rerufungsgericht mit Recht abgeW1esen worden ist. Es kann
also zugunsten der Revision unterstellt werden, daB das
Hauearchiv Privateigentum des letzten GroBherzogs war .und
als solches von den Rechtsvorgingerinnen des Xliégers im Wege
des Ertganges erworben worden ist.
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II.

Das Berufungsgericht weist in seinen weiteren Ausfiih-
rungen die Aneicht des KlHgers zuriick, daB der Freistaat
Mecklenburg-Strelitz das Eigentum an dem Hausarchiv durch
Vertrag vom 18. April 1928 guf die drei "Hohen Erbinnen"
itertragen hate. Der Stazt habe in diesem Vertrag nur ein
testehendes Eigentum anerkannt und erklHrt, datei solle es
zuntichst sein Bewenden haten. Selbst wenn das Land aber
durch den Vertrag vom 18. April 1928 den "Hohen Erbinnen”
das Eigentum an dem Hausarchiv ibertragen haben sollte, sei
diese llbertragung durch Setzung eines Endtermins flir die
bereignung an die "Hohen Erbinnen" btefristet gewesen;
bei Eintritt des Endtermins sei das Eigentum ohne weiteres,
also ohne besonderes Rechtsgeschdft auf das ILand zuriickge-
fallen (§§ 158 Abs. 2, 163 BGB).

| Wollte man aber annehmen, daB die drei "Hohen Erbinnen®
die Briéfsammlung als Erben zu Eigentum erworten haben,
fihrt das Berufungsgericht fort, so stlinde dem Kliger das
Eigentum nicht zu, weil dufch den Vertrag vom 18. April 1928
das Hausarchiv dem Tand ﬁecklénbuig-strelitz_aufschiebend
bedingt oder befristet itertragen worden sei und diese Be-
dingung oder der Zeitpunkt, zwdem Eigentum Ubergehen sollte,
eingetreten sei. Es handle gich dabei um keinen ZErbvertrag
und keine Schenkung von dees wegen; der Vertrag setze nicht
- voraus, dal das Land die Hohen Ertinnen "iiberlebe". Der
Vertrag sei auch kein unentgeltlicher; er sei ein ‘Teil der
gesamten vermdgensrechtlichen Auseinandersetzung zwischen
ILand und groBherzoglicher Familie. Das Land habe sich bei
AbschluB des Vertrages vom 18. April 1928 bereits im Be-
sitze des Hausarchivs befunden, jedenfalls ater aufgrund
dieses Vertrages unmittelbaren und alleinigen Besitz erhal-
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ten. Die Erbinnen hétten den mittelbaren Besitz spitestens
zum 18. April 1930 aufgegelen; sie hdtten von da an schlecht-
hin guf die Riickforderung der Briefsammlung im Vertrag Ver-
zicht geleistet.-

Das Berufungsgericht geht also - hilfsweise - davon aus,
dafl die drei "Hohen Erktinnen" Eigentiimer des Hausarchivs
geworden waren, und kommt auch bei diesen Sachgestaltungen
zu einer Klageabweisung. Die Bedenken der Revision sind
nicht btegriindet.

1. Unberechtigt ist zunidchst die Rlige der Revision,
das Berufungsgericht hate den Einwand des Kldgers nicht
beachtet, da8 der Vertrag vom 18. April 1928 nicht durch
den Landtag von Mecklenburg-Strelitz genehmigt worden sei
(Schrifteatz des Kligers vom 12. April 1958 GA Bl. 359 R)..
In den Urteilsgriinden wird aber vom Berufungsgericht fest-
gestellt, daB der Kldger die Genehmigung des Vertrages
selbst behauptet hat (UA S. 41). Es kann im dbrigen dahin-
etchen, was der Klidger vqrgetragen het. Denn eine Genehmi-
gung durch den Landtag war nicht erforderlich. § 47 des
Landesgrundgesetzes fiir den Preistaat Mecklenburg-Strelitz
vom 29. Januar 1919/24. Mai 1923 (Ruthenberg, Verfassungs-
gesetze des Deutschen Reiches und der Deutschen l#nder,

S. 156, 161) schreibt die Zustimmung des Landtages fir
Ver#dufBerung und Belastung von Staatsgrundstiicken und
anderen wesentlichen Bestandteilen des Staatsvermdgens
sowie fiir sonstige Verfiigungen vor, durch die der Bestand
des Staatsvermdgens vermindert wiirde. Der Vertrag vom

18. April 1928 sieht aber dergleichen nicht vor. Er:
bringt im Gegenteil eine nicht unwesentliche Vermehrung'
des Staatsvermdgens mit sich, demgegeniiber die Auflage,

das Hausarchiv unverkiirzt und dauernd zu erhalten, auch




im eigenen Intercsse des Staates lag. Auch dann, wenn, wie
des Berufungsgericht meint, der Vertrag vom 1B. April 1928
als Teilstilck der Auseinandersetzung zwischen Fiirstenhaus
und Freietast zu betrachten ist, d@ndert sich die rechtliche
Wiirdigung nicht. Denn fiir die bei dieser Auseinandersetzung
gwischen Staat und Firstenhaus vorgénommenen_Verfugungen
iiber Grundstiicksvermdgen und sonstiges Vermbgen des Staates
hatte der ILandtag, was unstreitig ist, bereits seine Zu-
stimmung gegeben. Fiir die Vereinbarung der Gegenleistungen
des Plirstenhauses bedurfte es einer weiteren Genehmigung
nicht mehr. Sollte ater der Staat durch den Vertrag Eigen-
tum der drei "Hohen Erbinnen® erst begriindet haben, so
bedurfte es einer Zustimmung des Landtages hierzu nicht,
weil es sich nur um eine geitweise Uberlassung des Eigen-
tums gehendelt hat; das Hausarchiv sollte beim Tod der
ILingstlebenden der drei "Hohen Erbinnen® von selbst wieder
auf den Stast zuriickfallen.

2. Vom Standpunkt des Berufungsgerichtes aus, wonach
der Vertrag vom 18. April 1928 einen Teil der Gesamtldsung
des Fﬁrstenausglejchés darstellt, ergitt sich ohne wéiteres,
dal es sich nicht um'einén;unﬁntgeltlichen'vertrag handelt,
80 48f sich schon damit der Einwand der Revision erledigt,
ee hitte die FOrmvorschriftude§ § 518 BGB eingehéltén wer-
den miissen. Ee trifft aber auch die Auffassung des Berufungs-
gerichtes zu, daB die Anwendung dieser Vorschrift deshalb
entf411t, weil ein etwaiges Schenkungsversprechen bereits
vollzogen, die - etwa - verasprochene Leistung bewirkt wurde.
Allerdings ist miglicherweise das Eigentum an dem Hausarchiv
nicht schon sofort mit VertragsabschluB auf den Freistaat
Mecklenburg-Strelitz libergegangen. Ater auch eine tvefristete
Eigentumsiibtertragung mit der‘Wirkung, dafl dem Erwerber ein
dingliches Anwertschaftsrecht zufidllt, stellt btereits eine
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Bewirkung der Leistung im Sinne des § 518 BGB dar, wenn

der Schenker alles getan hst, was zur Vollziehung der Schen-
kung erforderlich ist (vgl. Palandt, BGB 19. Aufl. § 2301

Ann., 3 c; Stagginger, Erbrecht 11. Aufl., Einleitung § 26

Anm. 16 und Vorbem. zu § 1937 Randnote 13; ferner Stau-

dinger, Recht der Schuldverhdltnisse 11. Aufl. § 518 Randnote 9;
RG WarnR 1921 Nr. 95; RGRK-BGB 10. Aufl. § 2301 Nr. 4; Bartholo-
meyczik, Erbrecht 4. Aufl. S. 364 Nr. 2). Das Berufungsgericht
atellt hierzu ausdriicklich fest, daf die Zuwendung an den Staat
nicht etwa durch den Vertrag vom 18. April 1928 nur vorbereitet
wurde; schon zum 18. April 1930 hétter sich die Erbinnen des
mitteltaren Besitzes und jeden Riickforderungsrechtes begeben
und damit fir die Wirksamkeit der Eigentumslibertragung alles
getan, was von ihrer Seite aus zu bewirken war. Auf den Ablauf
der Zeit und den Eintritt des Zeitpunktes, zu dem der Eigen-
tumslibergang endgiiltig eintreten sollte, konnten sie natur-
gemif iberhaupt keinen EinfluB haben.

3., Durch den Vertrag ist gem#B § 929 BGB das Eigentum
auf den Staat zu dem vorgesehenen Zeitpunkt iitergegangen
bzw. wieder zurﬁckgefallép; Einigung und Utergabe des Be-
sitzes, letzteres sei es in der Yorm des § 929 Satz 1 BGB
oder seines Satzes 2,-1ag¢n vor. DaB eine Einigung befristet
ausgesprochen werden kann, dergestdlt, daB das Eigentum zu
einem bestimmten Zeitpunkt ilibergehen, der Eigentumswechsel also
auf einen bestimmten Zeitpuhkt'hinausgeschoben werden soll,
bzw. zu einem bestimmien Zeitpunkt auf den fritheren Eigen-
timer autometisch wieder zurlickfallen soll, ist allgemein
anerkannt (Planck/Brodmann, Sachenrecht, 5. Auflage § 929
IV 3 2 § ). Ist ein Endtermin gesetzt, so ist bis dahin
der Erwerber Volleigentiimer der Sache. Wie fiir den Fall des
Eigenfumsﬁbergangs bei Eigentumsvorbehalt kommt andererseits
bei Bestimmung eines Anfangstermins dem Erwerber zunéchst
ein dingliches Anwartschaftsrecht zu. Der Ver#duBerer hat
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mit der Utertragung des Besitzes und der Einigung seiner-
geite alles getan, um den Eigentumsiibergang herteizufiihren.
Der Eintritt des Zeitpunktes, zu dem der Eigentumsiitergang
endgiiltig stattfinden soll, vollzieht siich dann ohne sein
Zutun. Deshalt ‘kommt es weder darauf an, ot der VeriduBerer
im Zeitpunkt des endgilltigen Eigentumsiiterganges noch wil-
lens ist, das Eigentum auf den Erwerber zu iibertragen

(BGHZ 20, 88, 97; RGZ 66, 349; 140, 223, 225), noch darauf,
ob der Erwerber zum vereinbarten Zeitpunkt des Eigentums-
iberganges noch im Besitze der Sache ist (Ermann/Wester—
mann, BGB 2. Aufl. § 929 Anm. 6; Wolff/Raiser, Sachenrecht
10. Aufl. § 66 I 3; Staudinger/Berg, Sachenrecht 11. Aufl.
§¢ 929 Randnote 28 c; Palandt, BGB 19. Auflage § 929 Anm.

6 B a; Lent, Sachenrecht, 6. Auflage S. 104). Das dinglich
wirkende Anwartschaftsrecht kann also weder durch allei-
nigen Widerruf seitens des VerduBerers noch durch den Be-
sitzverlust seitens des-Erwerbers entzogen werden. Dic ent-
gegenstehende Auffassung“der Revision trifft nicht zu.

4. Das Berufungsgeridht hat schlieﬁlich ohne Rechtsirr-
tum dargelegt, daB der Vertrag kein Schenkungsversprechen
von Todes wegen, sondern ein Rechtasgeschift unter Lebenden
darstellt; zum mindestén‘séi durch den Vollzug der lLeistung
die Vorschrift des § 518 Ats. 2 BGB zur Anwendung zu btringen
(§ 2301 Aba. 1 und 2 BGB)JiDie Rechtsanwendung des Beru-
fungsgerichtes hilt sich‘dabei in den Grenzen, die der
IV. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs (BGHZ 8, 23, 30, 31)
fiir die Anwendung des § 2301 BGB gezogen hat. Rechtsirrtum
ist auch hierbei nicht zu erkennen. Die Revision hat ihrer-
seits keine Bedenken angemeldet.

5. Sie wendet gich in der Hauptsache gegen die Ausle-
gung, die das Berufungsgericht dem Abkommen vom 18. April
1928 gegeben hat. Sie meint, das Berufungsgericht hate dabeil

-




wesentliche Gesichtspunkte iibersehen, seine lterlegungen
scien denkfehlerhaft und stiinden mit dem Wortlaut der Ur-
kunde und dem Ergetnis der Beweisaufnahme nicht in Ein-
klsng. Dem kann nicht zugestimmt werden.

a) Bei der Erdrterung der Prage, ot etwa der Vertrag
vom 18. April 1928 eine Ubertragung des Eigentums vom Staat
auf die drei "Hohen Erbinnen® enth#dlt, meint das Berufungs-
gericht, es sei nicht ersichtlich, was das Tand veranlafBit
haten konnte, das Eigentum, wenn es ihm zugefallen eei,
an die drei Erbinnen zu ilibertragen. Diese Auffassung fuBt
nicht, wie die Revisicn meint, auf der Meinung, dds Haus-
archiv cei Domidnenvermdgen, sondern auf der Ansicht, das
Bausarchiv sei durch Vertrag vom 27. Januar 1921 auf den
Staat libergegangen. Im Ubrigen hat diese Frage fiir die Ent-
scheidung keine Bedeutung. Denn das Berufungsgericht legt
irrtumsfrei dar, dafl das Hausarchiv, wenn es erst durch
den Vertrag vom 18. April 1928 Eigentum der "Hohen Erbin-
nen" geworden ist, durch .eben diésen'Vertrag dem Staate zu
einem bestimmten Zeitpunkt wieder zuriickgefallen ist.

t) Mit dem Wortlaut der Urkunde vom 18. April 1928
hat sich das Berufungsgericht eingehend befaft. Ebenso hat
es auf die Enistehungsgeschichte des Vertrages (Vertrags-
entwurf vom 14. August 1920 GA Bl. 100) Bezug genommen.
Es hat sich schlieBlich auch uit dem Brief des Hauptarchivs
von Schwerin von T.ﬂJhni.1944 (GA Bl. 179) auseinanderge-
setzt. Der Brief dieses Amtes vom 17. September 1943 (GA
Bl. 178) steht nach seinem Inhalt der Auslegung des Beru-
fungsgerichtes keineswege entgegen. Auf die mit Schriftsatz
vom 4. Nei 1946 Uberreichten Urkunden (GA Bl. 101 bis 107)
nimmt das Berufungsgericht ausdriicklich Bezug (UA S.-33).
Auch diese Schriftstiicke lassen sich mit der Auffassung des
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Berufungsgerichtes durchaus vereintaren. Das Berufungsgericht
hat auch das Vorbringen des Klidgers in seinen Schriftsitzen
vom 24. Juni 1957 und 12. April 1958 (GA Bl. 298, 299,
357/59) nicht iibergangen. Es hat schlieBlich die Ausein-
andersetzungsvertriige beachtet; denn es sieht ja den Ver-
trag vom 18. April 1928 als Teil der Gesamtauseinander-
setzung an. Auf das Beweiserbieten im Schriftsatz vom

30. Oktober 1956 (GA Bl. 160 f£f) kam es nicht an, weil die
dort enthaltenen Beweisangebote sich auf das Erbrecht des
Kligers nach seiner Mutter und seiner GroBmutter beziehen,
gsonach in dem hier tehandelten Zusammenhang ohne Bedeutung
gsind. Im iibrigen sind alle diese Beanstaudungen gegenstands-
los, weil das Berufungsgericht hilfsweise davon ausgeht,

daB das Hausarchiv den drei "Hohen Ertinnen" gehidrte, der
Stant es aber durch den genannten Vertrag erworten hat.
Dabeil 1lHBt es das Berufungsgericht offen, ob die drei
Lrbinnen durch den Vertrag vom 18. April 1928 das Eigen-

tun erst erworben haben oder dies bereits schon friiher im
Wege des Erbganges geschehen iset.

c) Aus dem zuletzt genannten Grunde kann es auch

auf die Beanstandungen der Revision gegenliber den Aus-
fithrungen des Berufungsgerichtes zu den Angaben des Zeugen
Hustaedt nicht ankommen. Diege Ausfilihrungen stehen im Zu-
sammenhang mit der in erster Linie getroffenen Feststel-
lung des Berufungsgerichtés, der Preistaat Mecklehburg—
Strelitz hate in dem mehrfach genannten Vertrag von 1928
das Eigentum an die drei "then Erbinnen®" nicht iibertra-
gen. Yie bereits bemerkt, unterstellt aber das Berufungs-
gericht hilfsweise einen Sachverhalt, wonach eine solche
Jtertragung doch stattgefunden hat, ebenso aber auch die
N6-lichkeit, daB die Erbinnen selbst durch Erbgang das
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Eizentum an dem Hausarchiv erwaorten haten, und es weist
czuch vom Boden dieser teiden Fallgestaltungen sus die
Klage at. Es bedarf daher keiner Erdrterung der Revi-
sionsri_en, die Zeugenaussagen hdtten eine unzureichende
Augwer tung durch das Berufungsgericht gefunden. Im iUbri-
gen erschbpfen sich die Revisionsangriffe im wesentlichen
in unzuldssigen Angriffen gegen die tatrichterliche Wirdi-
gung der Aussage; von einer willkiirlichen Beweiswlirdigung
kenn keine Rede sein. Bemerkt sei nur, dafl der Zeuge

Dr. "¢ vei seiner Vernehmung vor einem AusschuB

des Reichstages erklirt hat, bei der Auseinandersetzung
mit dem Plirstenhaus seien staatsrechtliche und privat-
rechtliche Fragen vdllig durcheinander gegangen und es sei
ungeheuer schwierig gewesen zu entscheiden, wer Recht hate
{ Bl. 167 R GA). Es iet nicht einzusehen, daB tei dieser
Sachlage das Berufungsgericht nicht hate feststellen kon-
nen, zu Beginn der Verhandlungen zwischen Staat und PFiir-
stenhaus sei das Eigentumsrecht an dem Hausarchiv unklar
gewesen. '

d) Soweit die Revision testreitet, daB durch den Ver-
trag eine dingliche Rechtsinderung vorgenommen werden soll-
te und vorgenommen worden sei, und meint, es hate sich
hier um schuldrechtliche Verpflichtungen gehandelt, wider-
spricht sie den eingehenden ausdrlicklichen Urteilsfeststel-
lungen und kann daher nicht bteachtet werden. Sie ilibersieht
datei such, daf die Utertragung des Eigentums auf die Stadt
Neu-Strelitz im Vertrag vom 27. Dezember 1933 fallen ge-
lassen wurde. Es mag zutreffen, daB ein dinglicher Erwerb
durch die Stadt nicht mbglich gewesen wire, weil sie im
Vertrag vom 18. April 1928 als Vertragspartei nicht bel
teiligt war. Gerade dieser Gesichtspunkt mag zu einer-Ab-



inderung des Vertrages in dem angefiihrten Sinne AnlaB ge-
geber haten. Der Umstand zwingt ater keinesfalls zu der
Auffassung der Revision, man hate fiir den Staat und die
Stadt im Vertrag vom 18. April 1928 nur obligatorische
Rechte schaffen wollen.

e) Die Revision meint ferner, dal das obligatorische
Recht auf Eigentumsverschaffung tedingt sei durch die Ver-
pflichtung, die Sammlung als bleitendes Denkmal des Fir-
stenhauses unter sachgemiéBer Aufsicht und Pflege unverkiirzt
und dauernd zu erhalten. DaB die Einigung im Sinne des
§ 029 BGB unter einer (aufldsenden) Bedingung dieses In-
halts getroffen worden sei, wie dies die Revision hilfs-
weise geltend macht, steilt das Berufungsgericht nicht
fest. Es geht vielmehr davon aus, daB mit jener Stéile
des Vértragswortlautes nur eine Auflage getroffen wor-
den sei, das Hausarchiv zu erhalten und zu pflegen. Auf
einen Wegfall der Geschﬁftsgrundlage kann sich der Kldger
nicht berufen, weil es fir das abstrakte Rechtsgeschift
der Eigentumsiibertragung (Eintragung und Besitziitertra-
gung) keine Geschiftsgrundlage gitt, wie dies flr
Schuldverpflichtungen allgemein anerkannt ist. Fiir
die Frage decs Eigentumsﬁberganges kommt es ausschlieB-
lich auf den ubereinstiﬁméndeq Willen des Ubtergebers und
des Erwerters an..Fﬁllt?das Kausalgeschdft, zu dem das
abtstrakte Geschift, wie ﬁémerkt, nicht in direkter Ab-
hingigkeit steht, wegen Wegfalls der Geschiéftsgrundlage
fort, sc kann dem VeriulBerer ein Anspruch auf Rlickiiber-’
tragung zustehen. Er kann in einem solchen Falle sich
auch, wenn er im Besitze der Sache ist, gegen einen
Herausgateanspruch des E:werbers nit der Einrede der
unzulédssigen Rechtsausiitung schiitzen (§ 242 BGB). Im
vorliegenden+Falle stellt das Berufungsgericht fest, dafB



der Kldger nichts dargelegt habe, woraus sich ergebe,

dafl das Iand Mecklenburgsichen die Auflage, das Haus-
archiv dem Lande Mecklenbturg als Denkmal des GroBher-
zoglichen Hauses zu erhalten, nicht halten werde. Die
Revigion tritt dieser Auffassung entgegen. Darauf btraucht
indes nicht eingegangen zu werden. Denn selbst, wenn

dem Kliger als Erbe der drei "Hohen Erbinnen" ein Riick-
trittsrecht gegeniiber dem damaligen Erwerber und seinem
Rechtsnachfolger zustehen sollte, wire ggg_gigggjgg an
der Briefsammlung, um das sich es hier allein handelt,
richt von selbtst wieder auf ihn zuriickgegangen. Es hédtte
hierzu einer Einigung unter den Beteiligten bedurft, gege-
benenfalls der Ersetzung der Einigung durch ein rechts-
kriftiges richterliches Erkenntnis. Solange der Kléger
nicht nachweist, dafl eine Eigentumsriickiitertragung nach
Riicktritt vom Vertrage stattgefunden hat oder durch richter-
licnes. Erkenntnis die Einigung ersetzt worden ist, hat
er nicht den Beweis gefiihrt, daB er (wieder) Eigentiimer
des Hausarchivs iet, und kann daher gegen das beklagte
Tand als einen Dritten aus Eigentum keine Anspriiche stel-
len.

I1T.

Auf die Besitzklage ist die Revision nicht mehr zu-
rilckgekommen. Die Ausfiihrungen des Berufungsgerichtes
tegegnen auch insoweit keinen rechtlichen Bedenken. .



Nach alledem kann die Revision keinen Erfolg haten.

Die Entscheidung im Kostenpunkt beruht auf § 97 ZPO.

Dr. Tasche Dr. Augustin Dr. Freitag

Mattern Offterdinger



	LG Göttingen

	. X.

	- 7 ~

	III.



